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DÖRING-Interview für den "Deutschlandfunk

DÖRING-Interview für den "Deutschlandfunk"<br /><br />Jede/r Fünfte in Deutschland von Armut oder sozialer Ausgrenzung betroffen<br />Berlin. Der
FDP-Generalsekretär und stellvertretende Vorsitzende der FDP-Bundestagsfraktion, PATRICK DÖRING, gab dem "Deutschlandfunk" (heute früh) das
folgende Interview. Die Fragen stellte DIRK MÜLLER:<br />Frage: Gar nicht so einfach zu entscheiden, wo man anfangen soll: Betreuungsgeld oder
Erziehungsgeld, die Rente oder die Praxisgebühr. An diesem Wochenende ist noch einmal deutlich geworden, wie weit Union und FDP
auseinanderliegen in wichtigen zentralen politischen Fragen, die die Koalition schnell lösen muss, denn im kommenden Jahr wird Dauerwahlkampf sein
und dann wirbt man in erster Linie für sich, löst aber ungern noch so nebenbei Probleme. Diese Woche ist entscheidend für die schwarz-gelbe
Regierungskoalition, sagt Patrick Döring, Generalsekretär der Liberalen. Er ist jetzt bei uns am Telefon. Guten Morgen!<br />DÖRING: Guten Morgen,
Herr Müller!<br />Frage: Herr Döring, warum ist die FDP immer wieder Störenfried?<br />DÖRING: Nein, die FDP ist notwendiges Korrektiv, um
Fehlentwicklungen in der Politik, auch der gemeinsamen Koalition zu vermeiden. Wir wollen die sprudelnden Steuereinnahmen nutzen, um auf Schulden
verzichten zu können. Wir mahnen in Europa Konsolidierung an. Da sollten wir in guten Zeiten mit gutem Beispiel vorangehen.<br />Frage: Und
Korrektive, die Sie fordern, wie Sie sagen, laufen Sonntags über die "Bild"-Zeitung?<br />DÖRING: Nein. Wir sind ja in einigen Themen seit Längerem im
Gespräch, aber eben auch mit unterschiedlicher Akzentuierung. Die goldenen Regeln unseres gemeinsamen Koalitionsvertrages mit der Union von 2009
weisen eben auch den Finanzierungsvorbehalt aus, und auf nichts anderes hat Philipp Rösler hingewiesen. Beim Betreuungsgeld wünschen wir uns eine
Bildungskomponente und eine solide Gegenfinanzierung. Eine neue Leistung zulasten der steigenden Neuverschuldung können wir uns nicht vorstellen
in diesen Zeiten.<br />Frage: Es kann sich ja auch niemand, der nicht ganz so tief drinsteckt in der Thematik, vorstellen, dass man, wenn man neu
verschuldet ist mit vielen, vielen Milliarden, auch wenn es weniger ist als in den vergangenen Jahren, dann irgendwo noch eine Finanzierbarkeit
herbekommt. Wo soll die herkommen?<br />DÖRING: Nun, zunächst haben wir ja die Situation, dass wir zunehmend steigende Steuereinnahmen haben.
Das ist das Verdienst aller Partner in der Koalition, weil wir mit guter Wirtschaftspolitik uns auch neue Spielräume erarbeitet haben. Deshalb sind wir ja
überhaupt in der glücklichen Lage, zum Beispiel auch in der Krankenversicherung darüber zu diskutieren, wie wir die erarbeiteten Überschüsse an die
Versicherten zurückgeben können. Das ist das gemeinsame Ergebnis guter gemeinsamer schwarz-gelber Politik. Auch das darf man gelegentlich
betonen. Und dass wir überhaupt in diese Lage kommen, ist ja nicht so verkehrt. Als wir 2009 die Gesundheitskassen übernommen haben
beispielsweise, waren die mit neun Milliarden im Defizit. Also es hat sich objektiv etwas verbessert und deshalb gibt es Spielräume in den Sozialkassen,
auch in der öffentlichen Hand noch weiter auf neue Schulden verzichten zu können, und da, bin ich ganz sicher, kommen wir zu guten Ergebnissen.<br
/>Frage: Wer FDP wählt, der weiß, weil er der FDP vertraut, dass, wenn Geld übrig ist, das immer zur Schuldentilgung benutzt wird. Ist das diesmal
anders?<br />DÖRING: Nein, wir wollen ja genau das erreichen. Wir wollen unsere Neuverschuldung so niedrig wie möglich 2013, 2014 darstellen.
Jedermann weiß, dass wir wegen der Stabilisierung unserer Währung auch besondere Effekte zu schultern hatten und haben. Darüber hinaus müssen
wir aber eben schauen, dass wir strukturell unseren Bundeshaushalt in Ordnung bringen. Darum haben wir die sprudelnden Steuereinnahmen eben nicht
für neue Leistungen verwendet, auch in den vergangenen Jahren, sondern moderat die Belastung der arbeitenden Mitte der Bevölkerung abgesenkt und
unsere Neuverschuldung reduziert. Das ist der richtige Weg, der übrigens auch Wachstum schafft, und das ist ja der Auslöser für die gute Situation, in
der wir uns befinden.<br />Frage: Wie glaubwürdig, Herr Döring, ist das? Man hat so viel eingenommen und man wird so viel einnehmen wie noch nie in
der Geschichte der Bundesrepublik, also Steuereinnahmenüberschüsse und dennoch haben wir Neuverschuldung.<br />DÖRING: Nun ja, wir haben
eben besondere externe Effekte zu schultern. Wir haben infolge der tragischen Ereignisse von Fukushima uns energiepolitisch komplett neu orientiert,
das verlangt auch gewaltige Anstrengungen, auch der öffentlichen Hand, und wir haben mit der Stabilisierung unserer Währung und der Stabilisierung
unserer Finanzwelt zusätzliche Belastungen zu schultern gehabt.<br />Frage: Bezahlt das denn nicht der Verbraucher, der Steuerzahler,
Energiepolitik?<br />DÖRING: Ja, natürlich auch. Aber wir sehen ja, dass wir gerade auch bei den Rahmenbedingungen als öffentliche Hand zusätzliche
Aufgaben schultern müssen, zum Beispiel die Frage, wie wir den Energiebedarf im Bereich der Wärme über zusätzliche Programme zur energetischen
Sanierung unseres Gebäudebestandes - da tut die KfW viel, auch das ist Steuergeld - schultern müssen, damit wir auch hier effizienter werden. Also
insgesamt, sage ich, wenn man diese externen Effekte mal nicht zu sehr ausblendet, aber wenigstens mit berücksichtigt, sind wir auf einem guten Weg
Richtung schwarzer Null. Das hätte uns niemand zugetraut. Der Superökonom Peer Steinbrück hat als Bundesfinanzminister 2009 für die Wahlperiode, in
der wir uns jetzt befinden, mehr als 90 Milliarden mehr Schulden vorhergesagt, auf die konnten wir schon mal verzichten, das ist doch schon mal was.<br
/>Frage: Dann reden wir über den nächsten megaexternen Effekt: das Betreuungsgeld. Einige Milliarden kommen da auf die Kasse zu. Woher, jetzt noch
mal konkret die Frage, wollen Sie dieses Geld denn nehmen?<br />DÖRING: Zunächst ist die Ausgestaltung des Betreuungsgeldes zu diskutieren. Wir
wünschen uns dort eine Betonung, Mehrbetonung von Bildung, anstatt nur von Betreuung. Und diese zusätzliche Milliarde an Ausgaben, die da erwartet
wird - wir wissen ja gar nicht, wie viele Eltern das in Anspruch nehmen würden - die kann man gegenfinanzieren auch aus dem Bundeshaushalt. Es ist
möglich und ich bin ganz sicher, dass diejenigen, die dieses Betreuungsgeld einführen wollen, dort auch aus ihren Ressorts kluge Vorschläge machen
werden.<br />Frage: Das heißt, Sie sehen da irgendwo noch eine Milliarde? Dann wäre das ja alles völlig unproblematisch.<br />DÖRING: Deutschland
ist das Land, das am meisten familienpolitische Leistungen an die Bürgerinnen und Bürger auszahlt.<br />Frage: ... und dafür am wenigsten Kinder
bekommt.<br />DÖRING: Genau. Wir haben im Koalitionsvertrag erkannt, dass wir dringend auch evaluieren müssen, warum ist es eigentlich so, dass
wir die meisten kinderpolitischen Leistungen haben, aber am wenigsten unser Ziel erreichen, nämlich dass die Geburtenrate sich stabilisiert oder gar
steigt. Diese Effizienzprüfung ist zugesagt, ist Teil des Koalitionsvertrages, auch die steht noch aus. Wenn man logisch vorgeht, dann muss man
eigentlich die Effizienzprüfung der Leistung abwarten, bevor man eine neue Leistung erfindet.<br />Frage: Das heißt, das will die FDP tun? Das heißt,
bevor das Ergebnis nicht da ist, gibt es auch keinen Beschluss zugunsten des Betreuungsgeldes?<br />DÖRING: Zumindest sollten wir keine neue
Leistung einführen, wo es am Ende zu einer Erhöhung der Neuverschuldung kommt. Aber das ist eine goldene Regel des Koalitionsvertrages, an die wir
uns alle gemeinsam halten wollen.<br />Frage: Also dann brauchen wir uns, sprich der Steuerzahler, da keine Sorgen zu machen, dass das passiert?<br
/>DÖRING: Das ist unser Ziel, genau.<br />Frage: Reden wir über das weitere Ziel: Sie wollen den Bürgern, den Patienten, den Versicherten Geld
zurückgeben. Praxisgebühr - werden Sie das durchsetzen können?<br />DÖRING: Zunächst noch mal: Es ist erfreulich, dass wir überhaupt in dieser
glücklichen Lage sind, dass die Gesundheitskassen wieder Überschüsse haben, und wir wollen einen Teil dieser Mittel den Versicherten zurückgeben.
Wir bleiben dabei: Im Koalitionsvertrag ist gemeinsam verabredet, wir wollen die Praxisgebühr auch von Bürokratiekosten befreien, denn in der Praxis
löst das ja auch eine gewaltige Belastung aus, und die bürokratieärmste Erhebung der Praxisgebühr ist die "Nicht-Mehr-Erhebung". Deshalb bleiben wir
bei unserem Vorschlag. Ich bin auch ganz sicher, dass wir damit überzeugen können.<br />Frage: Jetzt ist gestern diskutiert worden, inwieweit eine
Paketlösung ansteht. Da war von Deal die Rede, das hört man nicht gerne in der Politik. "Wir dealen nicht", sagte der CDU-Generalsekretär Hermann
Gröhe, und meint damit dann doch ein Paket. Das heißt, welche Zugeständnisse können Sie machen?<br />DÖRING: Hermann Gröhe hat recht: Jedes
Thema jedes Koalitionspartners muss für sich stehen und für sich überzeugen. Und deshalb wirbt jeder Partner für seine Projekte, die aus sich heraus
überzeugen können, und daraus gemeinsam schaffen wir viele Problemlösungen, und dafür sind wir gewählt. Die Themen überzeugen für sich und
stehen für sich, und wir werden zu jedem einzelnen Thema uns gegenseitig überzeugen können. Deshalb ist der Begriff eines "wer gibt wem" ein falscher
Begriff, auch eine falsche Vorstellung von Politik. Wir haben Probleme identifiziert, die Union, CDU/CSU, und auch die FDP, und die wollen wir
gemeinsam lösen und deshalb wird jeder Partner seinen Partner überzeugen müssen zu jedem einzelnen Thema.<br />Frage: Wissen Sie, Herr Döring,
insgeheim jetzt schon, dass bei der Rente alles beim Alten bleibt, weil Sie sich nicht einigen können?<br />DÖRING: Zunächst muss man die
rentenpolitischen Vorstellungen sortieren.<br />Frage: Die kennen wir ja beide, die kennen wir ja alle!<br />DÖRING: Wir haben bei der Union ganz
unterschiedliche Akzentuierungen gesehen. Ich glaube, dass wir beim Thema flexibler Renteneintritt, Verbesserung der Hinzuverdienstmöglichkeiten,
verbesserte Anrechnung der privaten Vorsorge einen Fortschritt machen können. Das ist auch ein wichtiger erster Schritt, um Altersarmut in der Zukunft
zu vermeiden. Veränderungen an der Rentenformel muss man sehr wohl austarieren, auch sehr wohl berechnen. Wenn da Vorschläge verschriftlicht auf
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dem Tisch liegen, kann man sich das einmal anschauen. Aber dann muss man die Belastungen auch für die nächsten 25 Jahre anschauen. Unser
Rentenversicherungssystem ist hoch sensibel, es genießt aber eben auch hohes Vertrauen. Deshalb ist jede Veränderung dort nicht mal eben so zu
machen, sondern muss schon sehr sorgfältig gewogen werden.<br />Frage: Zum Schluss noch mal die Frage: Wird es eine Veränderung geben?<br
/>DÖRING: Ich höre, das ist ein Wunsch aus der Union und deshalb werden wir uns hier genauso der Diskussion stellen und gemeinsam das Problem
identifizieren und die Lösungsvorschläge debattieren. Wir sind gewählt, um Lösungen zu finden, und das wird uns auch bei diesem wichtigen Thema
gelingen.<br /><br />Kontakt:<br />Pressedienst der Freien Demokratischen Partei<br />Reinhardtstr. 14<br />10117 Berlin<br />Tel: (0 30) 28 49 58 - 41
/ - 43<br />Fax: (0 30) 28 49 58 - 42<br />e-mail: presse@fdp.de<br />Internet: www.fdp.de <br />Verantwortlich:<br />Wulf Oehme<br />Sprecher der
FDP<br />Tel: (030) 28 49 58 41<br /><img src="http://www.pressrelations.de/new/pmcounter.cfm?n_pinr_=511726" width="1" height="1">
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Eine Geschichte als Herausforderung.Der Liberalismus begann seinen historischen Weg als Philosophie der Freiheit und als politische Bewegung für die
Rechte des Einzelnen. Die Willkürherrschaft des Absolutismus stand im Widerspruch zur Idee einer freiheitlichen Gesellschaft. Mit dem Verfassungsstaat
hat der Liberalismus den Absolutismus überwunden. Als erste politische Bewegung hat der Liberalismus dem einzelnen Bürger, seiner menschlichen
Würde und seinen Menschenrechten der Freiheit und Gleichheit Vorrang vor der Macht des Staates eingeräumt. Schritt für Schritt verwirklichten Liberale
den modernen Verfassungsstaat mit individuellen Grundrechten, der freien Entfaltung der Persönlichkeit, dem Schutz von Minderheiten, der
Gewaltenteilung und der Rechtsbindung staatlicher Gewalt.Der Liberalismus hat als Freiheitsbewegung nicht nur für die Gleichheit vor dem Gesetz
gekämpft, sondern auch für Chancengleichheit in der Gesellschaft. Mit der Marktwirtschaft und ihrer sozialen Verpflichtung hat der Liberalismus neue
Chancen gegen Existenznot und konservative Erstarrung der gesellschaftlichen Strukturen eröffnet.Die liberale Verfassung unserer Bundesrepublik
Deutschland hat mehr demokratische Stabilität, mehr allgemeinen Wohlstand, mehr soziale Gerechtigkeit und Rechtsstaatlichkeit hervorgebracht, als
dies je zuvor in der Geschichte der Fall gewesen ist. Und dennoch ist die Idee der Freiheit den schleichenden Gefahren der Gewöhnung und
Geringschätzung ausgesetzt. Weniger Teilhabe am demokratischen Staat, weniger Chancen für ein selbstbestimmtes Leben durch weniger Chancen auf
einen sicheren Arbeitsplatz, Entmündigungen durch kollektive Zwangssysteme und bevormundende Bürokratie sind neue Bedrohungen der Freiheit.
Liberale haben nach 1945 der Idee der Freiheit zum erneuten Durchbruch verholfen. Die FDP war stets der Motor für Reformen, wenn es um
Richtungsentscheidungen zugunsten der Freiheit ging. Nur durch die FDP konnte in den fünfziger Jahren die Soziale Marktwirtschaft gegen die
Sozialdemokraten und Teile der Christdemokraten durchgesetzt werden. Nur durch die FDP konnte sich in den siebziger Jahren mehr Bürgerfreiheit
gegen konservative Rechts- und Gesellschaftspolitik durchsetzen. Die Liberalen waren Vorreiter für die Demokratisierung und Liberalisierung der
Gesellschaft, gegen obrigkeits- staatliche Bevormundung und Engstirnigkeit. Unsere Politik der marktwirtschaftlichen Erneuerung in den achtziger Jahren
brachte neue Arbeitsplätze und mehr Wohlstand für mehr Bürger.Ein großer Teil des Widerstands gegen das sozialistische Staatswesen erwuchs aus der
Attraktivität des freiheitlich-liberalen Gesellschafts- und Wirtschaftssystems. Das in den europäischen Integrationsprozeß eingebettete, vereinte
Deutschland ist das freiheitlichste unserer Geschichte.
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